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Vorschläge für Maßnahmen zum Bürokratieabbau  

  

Nr. Maßnahme 

 
 

Beschreibung der Maßnahme (Erläute-
rung/Hintergrund) 

 

Betrifft (z.B. Leis-
tungserbrin-
ger/Krankenkas-
sen/Versicherte)  

Entbürokratisie-

rungspotenzial (An-
gaben zur Quantifizie-
rung der Maßnahme) 

Umsetzungsform  
(z. B. gesetzliche Neu-
regelung/Anpassung, 
Selbstverwaltung) 
 

1 Erweiterte Kom-
petenzen 

Schaffung weiterer rechtlicher Voraussetzungen 
für die Heilkundeausübung, insbesondere erwei-
terte Kompetenzen für akademisierte Pflegefach-
personen beim Aufbau von sektorenübergreifen-
den Primärversorgungszentren im Rahmen des 
Krankenhausversorgungsverbesserungsgesetzes 
(KHVVG) sowie die Ausweitung vorbehaltlicher 
Aufgaben für spezifische Versorgungsbereiche 
(siehe auch Punkt 1 Eckpunkte Pflegekompetenz-
gesetz, sowie Punkt 2 Eckpunkte des DPR). 

Pflegefachperso-
nen/Kostenträger/ 
Leistungserbringer/ 
Versicherte 

Eine stringente, kompe-
tenzorientierte Ausge-
staltung von Versor-
gungsprozessen, führt 
zu vereinfachten und 
schlanken Strukturen. 

Gesetzliche Neurege-
lung/ Anpassung 

2 Vorbehaltsaufga-
ben 

Ausweitung und Anerkennung von vorbehaltli-
cher Aufgaben für spezifische Versorgungsberei-
che 

Pflegefachperso-
nen/Kostenträger/ 
Leistungserbringer/ 
Versicherte 

Komplexe Verfahren mit 
Beteiligung unterschied-
licher Akteure werden 
zusammengeführt, ge-
strafft und vereinfacht. 

Umsetzung und Anpas-
sung des PflBG, Gesetzli-
che Neuregelung, Selbst-
verwaltung 

3 Verordnungen 
 

Vereinfachung des Ausstellens von Verordnung 
von Leistungen der häuslichen Krankenpflege, 
Hilfsmittel und Heilmittel durch die zuständigen 
Pflege- und Therapieberufe (angelehnt an Punkt 2 
Eckpunkte Pflegekompetenzgesetz). 

Pflegefachperso-
nen/Kostenträ-
ger/Leistungserbrin-
ger/ Versicherte 

Das Ausstellen von Ver-
ordnung durch Pflege- 
und Therapieberufe 
spart erheblich Ressour-
cen, weil das Rückkop-
pelt mit Ärzt:innen bei 
stabilen Situationen ent-
fällt. 

Gesetzliche Neurege-
lung, Selbstverwaltung 

4 Weiterbildung 
 

Schaffung bundeseinheitlicher Weiterbildungs-
strukturen in der Pflegeprofession 

Bundesländer, Bund, 
Weiterbildungsstätten, 

Die landesrechtlich un-
terschiedlich geregelten 

Gesetzliche Neurege-
lung, Selbstverwaltung 
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Auszubildende der 
Pflegeberufe 

Weiterbildungsordnung 
führen zu erheblichem 
Aufwand bei Anerken-
nung/Anrechnung in un-
terschiedlichen Bundes-
ländern 

5 Pflegefachassis-
tenz 

Bundeseinheitliche Pflegefachassistenzausbildung 
und entsprechend definierte Rollen- und Aufga-
benbeschreibungen.  

Bundesländer, Bund, 
Ausbildungsstätten, 
Auszubildende der 
Pflegeberufe 

Die zahlreichen unter-
schiedlichen Regelungen 
zur Pflegeassistenz in 
den Ländern führt zu er-
heblichem Aufwand 
auch im Rahmen der 
Personalausstattung 
(PeBeM) in der Lang-
zeitpflege  

Gesetzliche Neuregelung 

6 Instrument Per-
sonalbemessung 
 

Einheitliches Instrument zur Personalbemessung 
in den jeweiligen Settings sowie deren digitale 
Ausleitung; gleiche Vorgaben in Bezug auf die Da-
tenübermittlung im Rahmen des Transparenzre-
gisters; Verknüpfung der PPR 2.0, Kinder-PPR 2.0 
und Kinderintensiv-PPR 2.0 mit dem Pflege-
budget; perspektivische Ablösung der PpUGV und 
des Personalquotienten durch die PPR 2.0., Kin-
der-PPR 2.0 und Kinderintensiv-PPR 2.0. 

Softwareanbieter, Kos-
tenträger, Leistungser-
bringer, Bundesländer 

Die digitale Ausleitung 
der PPR 2.0 spart perso-
nelle und zeitliche Res-
sourcen 

Gesetzliche Neuregelung 
und Umsetzung 

7 Schaffung Institut 
Personalbemes-
sung 
 

Aufbau eines Instituts für die Personalbemessung 
in der Pflege (InPeP) als zentraler Ansprechpart-
ner für Fragen der Weiterentwicklung und der 
fachlich inhaltlichen Ausgestaltung der Personal-

Bundesländer, Bund, 
Leistungserbringer 

Ein solches Institut für 
die Ausgestaltung und 
Weiterentwicklung der 
PPR 2.0 Kinder ( Inten-

Gesetzliche Neuregelung 
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bedarfsermittlung (PBMI) im Krankenhaus ([Kin-
der-] PPR 2.0; Kinderintensiv-PPR 2.0 PBMI auf 
Intensivstationen, Notaufnahmen, Kindernotauf-
nahmen), der stationären Langzeitpflege (PeBeM) 
und der ambulanten Langzeitpflege. 

siv) – PPR 2.0 und Pe-
BeM würde durch das 
Zusammenführen von 
Rückmeldungen und 
Fachkompetenzen sowie 
Zentralisierung der Be-
arbeitung erhebliche 
Ressourcen sparen. 

8 Register Bele-
gungskapazitäten 
 

Bundesweites Register für Belegungskapazitäten 
von Plätzen in der Langzeitpflege und im ambu-
lanten Pflegedienst. 
Die Belegungskapazitäten sind mit den jeweiligen 
Personalbemessungsinstrumenten verknüpft. 

Versicherte, Leistungs-
erbringer, Selbstver-
waltung 

Ein solches Register 
würde Kennzahlen zu 
Plätzen zu verschiede-
nen Zwecken übersicht-
lich darstellen und Orga-
nisationsaufwand bei 
der Suche reduzieren 

Gesetzliche Neuregelung 

9 Digitalisierte Pfle-
gedokumentation 
(Punkt 51 Eck-
punkte BMG Büro-
kratieabbau) 
 

Vollständige Umsetzung elektronischer Pflegedo-
kumentation mit KI-basierter Dokumentation in 
allen Sektoren (z.B. sprachgestützte Echtzeit-Do-
kumentation) sowie einer sektorenübergreifen-
den Nutzung mit dem Ausbau eines digitalen, in-
terprofessionellen und bereichsübergreifenden 
Informationsmanagements (bspw. Online-Bean-
tragung von Leistungen der Pflegeversicherung). 
Insbesondere eine verpflichtende, gesetzlich gere-
gelt und vollumfängliche Digitalisierung der Pro-
zesse der Kostenträger (z.B. bei Abrechnungspro-
zessen) sowie eine kurzfristige Umsetzung der 
elektronischen Unterschrift, z.B. über Handy, so-
wie komplett papierloses Arbeiten. 

Leistungserbringer, 
Kostenträger, Versi-
cherte 

Vollständige Umsetzung 
elektronischer Pflegedo-
kumentation würde bei 
der Dokumentation als 
auch bei der Nutzung er-
fasster daten erhebliche 
Ressourcen sparen. 

Gesetzliche Anpassun-
gen und/oder Neurege-
lungen 
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10 Telematikinfra-
struktur 
 

Schaffung notwendiger Voraussetzungen für das 
Anbinden der Pflege an die Telematikinfrastruk-
tur unter Einbeziehung pflegefachlicher Expertise. 

Kostenträger (Gesund-
heits- und Pflegekas-
sen), Leistungserbrin-
ger (Verbände und 
Einrichtungsträgerver-
bünde), gematik, Soft-
wareindustrie, je nach 
Prozess weitere Behör-
den, z.B. das BfArM für 
die Beschäftigtennum-
mer etc. 

Vernetzte Systeme tra-
gen erheblich zur Entbü-
rokratisierung bei 

Gesetzliche Anpassun-
gen und/oder Neurege-
lungen 
 

11 Beschleunigte 
elektronische 
Kommunikation 
bei Pflege-Begut-
achtung (Punkt 52 
Eckpunkte BMG 
Bürokratieabbau) 

Elektronische Verarbeitung, auf die regionalen 
Ämter auch untereinander zugreifen, um effizien-
tere Prozesse zu entwickeln, die den Pflegebedürf-
tigen notwendige Leistungen zukommen lässt und 
die Wirtschaftlichkeit von Pflegediensten auf-
rechterhält. 

MD Bund im Beneh-
men mit Kostenträger 
n (Gesundheits- und 
Pflegekassen), Leis-
tungserbringern (Ver-
bände und Einrich-
tungsträgerverbünde), 
gematik, Softwarein-
dustrie, je nach Pro-
zess weitere Behörden 
bzw. vom Gesetzgeber 
vorgesehene oder neu 
institutionalisierte 
Stellen (KBV und MIO 
42 GmbH, Kompetenz-
zentrum Digitalisie-
rung etc.). 

Vernetzte Systeme und 
elektronisch aufgearbei-
tete Daten tragen erheb-
lich zur Entbürokratisie-
rung. 

Gesetzliche Anpassun-
gen, Selbstverwaltung 
der regionalen Ämter 
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12 Harmonisierung 
Vorgaben und Be-
richtspflichten 
 

Harmonisierung der Fristenregelungen, Nach-
weispflichten, Dokumentationsvorgaben, Melde-
pflichten und Sanktionsregelungen (z.B. OPS-
Strukturprüfungen gem. § 275 SGB V, Qualitäts-
richtlinien des G-BA dem. § 137 SGB V). 

Bund, Kostenträger, G-
BA 

Harmonisierung von Re-
gelungen führt zu Büro-
kratieabbau. 

 

13 MD-Prüfungen im 
Rahmen der Kran-
kenhausreform 
(Punkt 17 Eck-
punkte BMG Büro-
kratieabbau) 
 

Abschaffung von Stichtagen zum Nachweis von 
Berufserfahrung z.B. bei QRF-RL, KiON-RL, ATMP-
QS-RL; feste Anzahl an Stichprobentagen im Prüf-
zeitraum bei Nachweis der Schichterfüllung und 
Quotenberechnung; deutliche Verschlankung der 
Fragen zu Personaluntergrenzen; Beginn der MD-
Prüfungen im Februar anstelle im Januar aufgrund 
der Jahresabschlusse im Januar und stattfinden-
der notwendiger Nachbereinigung der Daten; An-
erkennung und Berücksichtigung von Akkreditie-
rungen und Zertifizierungen, da bisher Unterlagen 
akkreditierter Kooperationspartner mit großer 
Detailtiefe beschafft und eingereicht werden müs-
sen. 

Leistungserbringer, 
betrifft G-BA, Landes-
arbeitsgemeinschaften, 
Krankenhausgesell-
schaft 

Die verschiedenen Maß-
nahmen führen zu Ent-
lastung bei den MD-Prü-
fungen 

Gesetzliche Neurege-
lung/Anpassung in den 
jeweiligen Richtlinien 

14 MD-Prüfquoten 
 

Berücksichtigung von nachträglich gewonnenen 
Fällen auf die MD-Prüfquoten gem. § 275c SGB V. 

Leistungserbringer Die Anpassung des Prüf-
quotensystems führt zu 
einer sachgerechten An-
wendung und reduziert 
die einseitige Belastung 
der Leistungserbringer 

Gesetzliche Neurege-
lung, vgl. z. T. KHVVG 

15 MD-Prüfungen zur 
sekundären Fehl-
belegung 
 

Streichung von MD-Prüfungen zur sekundären 
Fehlbelegung bei Nachweis einer Verlängerung 
der Verweildauer durch Pflegebedürftigkeit oder 

Leistungserbringer Reduzierung des Prüf-
aufwands, vgl. auch Be-
schluss des Großen 

Gesetzliche Anpassun-
gen 
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mangelnder Möglichkeit zur Verlegung z.B. für be-
stimme Fachbereiche, wie der Geriatrie, oder mit 
Begründung. 

Senats des Bundessozi-
algerichts (BSG) vom 
25.09.2007 - GS 1/06 

16 Qualitätsprüfun-
gen in vollstatio-
nären Einrichtun-
gen (Punkt 53 
Eckpunkte BMG 
Bürokratieabbau) 

Ausweitung des Zweijahresrhythmus für gute 
vollstationäre Einrichtungen auch auf ambulante 
Einrichtungen im Sinne der Gleichbehandlung, so-
wie eine Abstimmung der verschiedenen 
Prüfinstanzen, um Doppelprüfungen und bürokra-
tische Zusatzbelastungen für die ambulanten Ein-
richtungen zu reduzieren. 

Leistungserbringer, 
Kostenträger, Prüf-
dienste 

Reduzierung von Prüf-
aufwand entlastet von 
Bürokratie 

Gesetzliche Anpassun-
gen 
 

17 Geriatrische An-
schlussrehabilita-
tion 

Ablösung des SINGER-Patientenprofils durch den 
validierten Barthel-Index zur Vermeidung von 
Doppeldokumentationen. 
Im Rahmen des Intensivpflege- und Rehabilitati-
onsstärkungsgesetzes (IPREG) und der damit ge-
änderten Rehabilitations-Richtlinie wurde der 
SINGER als Ersatz für eine Überprüfung durch die 
Krankenkasse für das AHB-Antragsverfahren ein-
geführt. Der SINGER wurde jedoch nur im Setting 
der neurologischen Rehabilitation ausreichend 
hinsichtlich seiner Güte-kriterien validiert, nicht 
prospektiv in einer für die spezifisch geriatrische 
Versorgung typischen Population (Vgl. S1-Leitli-
nie, AWMF-Register-Nr. 084-002LG). Hier-durch 
kommt es aktuell zu einer unnötigen Doppeldoku-
mentation, da medizinisch-inhaltlich der Barthel-
Index und formalistisch zusätzlich der SINGER er-
hoben wird. 

Leistungserbringer, 
Versicherte 

Im Jahr 2017 erhielten 
122.932 Patient:innen 
geriatrische Rehabilita-
tionsmaßnahmen. In 
den letzten Jahren ist zu-
dem eine leicht stei-
gende Tendenz zu ver-
zeichnen (Vgl. Statisti-
sches Bundesamt 2017). 
Durch die Ablösung des 
SINGER-Patientenprofils 
kann eine unnötige Dop-
peldokumentation in 
diesen Fällen vermieden 
werden. 

Selbstverwaltung 
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18 Meldung Entloh-
nungsniveaus 
(Punkt 48 Eck-
punkte BMG Büro-
kratieabbau) 
 

In Punkt 48 scheinen lediglich tarifgebundene Ein-
richtungen berücksichtigt worden zu sein. Es be-
nötigt jedoch auch die Verschlankung, Vereinfa-
chung und Vereinheitlichung der Übermittlung 
notwendiger Daten bei Einrichtungen, die nach re-
gional üblichem Entgelt bezahlen, z.B. durch Über-
mittlung eindeutiger Erklärungen, dass die gesetz-
lichen Vorschriften eingehalten werden (inkl. Un-
terschrift der geschäftsführenden Person). 

Leistungserbringer 
Langzeitpflege 

Vereinheitlichung von 
Daten schafft entlastet 
von Bürokratie 

Gesetzliche Anpassun-
gen, Selbstverwaltung 
 

19 Zulassungsverfah-
ren (Punkt 3 Eck-
punkte BMG Büro-
kratieabbau) 

Straffung und Digitalisierung des Antragsverfah-
rens nicht nur für den (zahn-)ärztlichen Bereiche, 
sondern auch für andere Gesundheitsfachberufe, 
wie bspw. Hebammen. 

Leistungserbringer Digitalisierung von Ver-
fahren reduziert Bear-
beitungszeit 

Neuregelung 

 


